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Ausschuss für Familie und Gleichstellung 
 

Niederschrift 
der 01. Sitzung des Ausschusses für Familie und Gleichstellung 

 

 
Sitzungsdatum: Dienstag, den 07.01.2014 

Beginn: 17:00 Uhr 

Ende 18:00 Uhr 

Raum: Rathaus Hansestadt Stralsund 

 
 
Anwesend: 

stellv. Vorsitzende/r 
Frau Ilse Bien  

Mitglieder 
Frau Nicole Dibbern  
Herr Peter Hülse  
Herr Reinhard Kremser  
Frau Ute Nitz  
Herr Axel Post  
Herr Rolf Schumann  
Frau Brigitta Tornow  
Frau Simone Zaepernick-Risch  
 
von der Verwaltung  
 
 
Herr Heinrich Amt 20 
Frau Gutsmuths Abtl. 70.2 
Frau Bartz Abtl. 70.2 
Frau Schütt Sitzungsdienst 
Herr Behrendt Sitzungsdienst 
 
Gäste 
 
 
Frau Becka Frauenpolitischer Runder Tisch 
Frau Düben Sundine 
 
 
Einleitung: 

Von 9 Mitgliedern des Ausschusses für Familie und Gleichstellung sind 7 Mitglieder anwe-
send, womit die Beschlussfähigkeit gegeben ist.  
Die 01. Sitzung wird durch die stellv. Ausschussvorsitzende, Frau Bien, geleitet. Es erfolgt 
eine Tonträgeraufzeichnung.  
 
   
Tagesordnung: 
 
 1   Bestätigung der Tagesordnung  
   
 2   Bestätigung der Niederschrift der 08. Sitzung des Ausschus-

ses für Familie und Gleichstellung vom 26.11.2013 
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 3   Beratung zu Beschlussvorlagen  
   
 3.1   Haushaltssatzungen und Haushaltspläne 2014 der Hanse-

stadt Stralsund 
Vorlage: B 0155/2013 

 

   
 4   Beratung zu aktuellen Themen  
   
 5   Verschiedenes  
   
 8   Wiederherstellung der Öffentlichkeit und Bekanntgabe von 

Empfehlungen aus dem nichtöffentlichen Teil 
 

   
 
zu 1 

Bestätigung der Tagesordnung 

 
Die vorliegende Tagesordnung wird einstimmig angenommen.  
 
 
zu 2 Bestätigung der Niederschrift der 08. Sitzung des Ausschusses für Familie 

und Gleichstellung vom 26.11.2013 
 
Frau Gutsmuths merkt zum Tagesordnungspunkt 3.3 an, dass es sich beim Bildungs- und 
Teilhabepaket hier um "Personalregie und Personalgemeinkosten" handelt. 
Mit der vorgenannten Änderung wir die Niederschrift der 08. Sitzung des Ausschusses vom 
26.11.2013 wird bestätigt. 
 
Abstimmung: 4 Zustimmungen 0 Gegenstimmen 3 Stimmenthaltungen 
 
 
zu 3 Beratung zu Beschlussvorlagen 
 
zu 3.1 Haushaltssatzungen und Haushaltspläne 2014 der Hansestadt Stralsund 

Vorlage: B 0155/2013 
 
Herr Heinrich informiert, dass im Ergebnishaushalt Erträge von 98,0 Mio € geplant sind. Die 
Aufwendungen belaufen sich auf rund 105 Mio €. Daraus resultiert ein Defizit von 6,8 Mio €, 
welches durch die Entnahme aus der Kapitalrücklage in Höhe von 4,8 Mio € gesenkt wird. 
Damit ergibt sich ein Defizit von 2 Mio €. 
Im Finanzhaushalt betragen die Einzahlungen 92 Mio €, sowie die Auszahlungen 94,8 Mio €. 
Damit ergibt sich auch hier ein Jahresfehlbetrag von 2,9 Mio €. 
Die Konsolidierungsmaßnahmen konnten erzielt werden und es ergab sich eine allgemeine 
Verbesserung. Es wurden Maßnahmen in Höhe von 15 Mio € bis 2017 berücksichtigt. 
Ein ausgeglichener Haushalt wird voraussichtlich 2016 erreicht werden. 
Zur mangelnden Finanzausstattung der großen kreisangehörigen Städte macht Herr Heinrich 
umfangreiche Ausführungen. Die HST wird rund 750 T € weniger Zuweisungen erhalten. 
Die Kreisumlage wird um 2 Mio € höher ausfallen, da sich die Umlagegrundlagen ändern. 
 
Die höheren Gewinnabführungen der Unternehmen schlagen sich positiv im Haushalt nieder. 
Ebenfalls wird sich das Gewerbesteueraufkommen verbessern. Weitere Einnahmen wie Ein-
kommenssteuer und die Erhöhung der Vergnügungssteuer verbessern zusätzlich den Haus-
halt. 
Die Mittelsperren und die Nichtausgabe von Ausgabeplanansätze tragen ebenfalls zur 
Haushaltskonsolidierung bei. 
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Herr Heinrich teilt weiter mit, dass ein Investitionsvolumen von 25,6 Mio € im Ergebnis- und 
Finanzhaushalt geplant ist. Weitere Investitionen in Höhe von 15 Mio € sind im Sonderver-
mögen im Altstadtbereich geplant. Verpflichtungsermächtigungen sind in Höhe von 6,5 Mio € 
für laufende Straßenbaumaßnahmen wie z.B. Große Parower Straße sowie die Erweiterung 
des Ozeaneums ausgewiesen. Die Investitionsmaßnahmen werden wie auch in den vergan-
genen Jahren ohne Fremdmittel finanziert. Die Verschuldung aus den Kreditverpflichtungen 
wird weiter reduziert werden. Ende 2014 wird mit einer Verschuldung von rund 99 Mio € zu 
rechnen sein. Umschuldungen in Höhe von 3,5 Mio € sind für 2014 geplant. 
Maßnahmen, die an Fördermittel gebunden sind, sollen weiter durchgeführt werden. Dies 
betrifft vor allem das Sondervermögen im Altstadtbereich. Nichtförderfähige Anteile werden 
in Höhe von 2,9 Mio € zur Verfügung gestellt. 
 
Der Neubau des Hauses II der IGS wird in 2014 begonnen. Nichtförderfähige Kosten werden 
hier für 2014 in Höhe von 1 Mio € zur Verfügung gestellt. Auch für das Katharinen- und Jo-
hanniskloster werden in 2014 Mittel zur Verfügung gestellt. 
Abschließend informiert Herr Heinrich über einzelne Projekte, die im Haushalt geplant sind. 
 
Die Teilhaushalte 01, 07, und 08 betreffen diesen Ausschuss. Dazu macht Herr Heinrich um-
fassende Ausführungen zu verschiedenen Maßnahmen. Abschließend macht er deutlich, 
dass alle freiwilligen Maßnahmen berücksichtigt wurden, die auch im Haushalt 2013 Berück-
sichtigung gefunden haben. 
 
Auf die Nachfrage von Herrn Hülse bezüglich der mangelnden Finanzausstattung macht Herr 
Heinrich deutlich, dass die HST nichts dagegen unternehmen kann. Mit der Novellierung des 
Finanzausgleichsgesetzes 2016 sollte sich eine Änderung ergeben. 
Die Nachfrage von Frau Dibbern bezüglich der Hilfen für Asylbewerber auf Seite 145, wird 
von Herrn Heinrich ausführlich erläutert. Er stellt klar, dass die Aufwendungen vom Landkreis 
erstattet werden. Die weiteren Fragen von Frau Dibbern beantwortet Herr Heinrich wie folgt. 
Die Mittel für das Mehrgenerationenhaus und das Nachbarschaftszentrum sind durch einen 
Bürgerschaftsbeschluss aus 2012 bis 2014 begrenzt worden. 
Die Mittel für die Sundine sind seit Jahren konstant im Haushalt geplant. Es werden nur noch 
Zuschüsse für Betriebskosten eingestellt. 
Die Zuschüsse für den Seniorenbeirat sind in unterschiedlichen Kontierungen dargestellt. Die 
Mittel für die Kinderbetreuung der Wohnsitzgemeinde werden aus fundierten Prognosen her-
aus geplant. Da die Mittel in 2013 nicht auskömmlich waren, wurden sie für 2014 erhöht.  
 
Die weiteren Fragen von Frau Dibbern wurden im Ausschuss für Finanzen und Vergabe ge-
stellt und schriftlich beantwortet. 
 
Frau Gutsmuths informiert hierzu ergänzend, dass die Anträge beim Landkreis gestellt wur-
den Sie wurden sachlich und fachlich geprüft. Danach wurden die Vereine gebeten, die An-
träge nachzubessern. Erst danach wurde die Co-Finanzierung übernommen. 
 
Frau Nitz stellt den Antrag, die Vorlage zur Beratung in die Fraktionen zu verweisen. 
 
Abstimmung: 
5 Zustimmungen 0 Gegenstimmen 3 Stimmenthaltungen 
 
Eine erneute Beratung der Vorlage soll in einer Sondersitzung am 22.01.2014 um 16.15 Uhr 
erfolgen. 
 
 
zu 4 Beratung zu aktuellen Themen 
 
Es liegen keine Themen zur Beratung vor.  
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zu 5 Verschiedenes 
 
Die Ausschussmitglieder haben keinen Redebedarf.  
 
 
zu 8 Wiederherstellung der Öffentlichkeit und Bekanntgabe von Empfehlungen 

aus dem nichtöffentlichen Teil 
 
Die Ausschussvorsitzende stellt die Öffentlichkeit wieder her und gibt das Beratungsergebnis 
aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung bekannt.  
 
 
gez. Dr. H. Carstensen    gez. C. Schütt 
Vorsitzender    Protokollführung 
 


	FLD_SITEXT
	FLD_SIDAT
	Name
	Anwesenheit
	BM_TEXT2
	Entschuldigt
	BM_TEXT1
	Text
	Vorlage
	Tagesordnung
	Betreff
	Nummer
	Wortprotokoll
	AbstimmungK
	Beschlussk
	Beschlussnummer
	Zu

